
Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant, 
   

 

 

nachstehend erhalten Sie unsere Mandanteninformationen für das 
III. Quartal 2019: 

Ältere Mieter dürfen nicht gekündigt werden 

Alter schützt vor Kündigung. Das hat das Landgericht Berlin entschie-
den. Geklagt hatten zwei Senioren, die wegen Eigenbedarfs ihre 
Wohnung verlassen sollten. 

Hintergrund der Entscheidung war ein Streit über die Räumung und Her-
ausgabe einer Wohnung, die von den 87- und 84-jährigen Mietern seit 
vielen Jahren angemietet war. Der Vermieter hatte die Kündigung des 
Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs erklärt. Die Mieter hatten der 
Kündigung des Mietverhältnisses unter Hinweis auf ihr hohes Alter, 
ihren beeinträchtigten Gesundheitszustand, die langjährige Verwurze-
lung am Ort der Mietsache sowie die für die Beschaffung von 
Ersatzwohnraum zu beschränkten finanziellen Mitteln widersprochen. 

Das Gericht hat den Mietern einen Anspruch auf eine zeitlich unbe-
stimmte Fortsetzung des Mietverhältnisses zugebilligt. Diese hätten sich 
zu Recht darauf berufen, dass der Verlust der Wohnung aufgrund des 
hohen Alters eine besondere Härte bedeute. Dabei ließ das Gericht 
offen, ob die behaupteten gesundheitlichen Beeinträchtigungen tatsäch-
lich bestehen. Ab welchem Alter diese Grundsätze anzuwenden sind, 
ließ das Gericht allerdings offen. 

Sachverständigengutachten für Grundbesitzbewertung 
nicht stets vorrangig 

Die Erbin eines freistehenden Einfamilienhauses veräußerte das Objekt 
zeitnah nach dem Erbfall für 460.000 €. Mit der Erklärung zur Feststel-
lung des Bedarfswerts legte sie ein Gutachten vor, wonach eine 
Gutachterin einen Verkehrswert von 220.000 € ermittelt hatte. Das 
zuständige Finanzamt stellte eigene Ermittlungen an und setzte den 
Wert mit 320.000 € bei der Erbschaftsteuerfestsetzung an. 

Die Erbin legte unter Hinweis auf das vorgelegte Gutachten Einspruch 
ein. In seiner Einspruchsentscheidung erhöhte das Finanzamt den 
Grundbesitzwert auf den tatsächlich erzielten Veräußerungspreis von 
460.000 €. Zu Recht, wie das Niedersächsische Finanzgericht bestä-
tigte. Der Wertansatz sei nicht zu beanstanden. Der bei einer 
Veräußerung an einen fremden Dritten erzielte Kaufpreis für ein Wirt-
schaftsgut liefert vorliegend den sichersten Anhaltspunkt für den 
gemeinen Wert bzw. den Verkehrswert. 

Unbezahlter Sonderurlaub und gesetzlicher Urlaubsan-
spruch 

Setzen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihre Hauptleistungspflichten 
durch die Vereinbarung unbezahlten Sonderurlaubs vorübergehend 
aus, entsteht beim Arbeitnehmer für diese Zeit kein Anspruch auf Erho-
lungsurlaub. So entschied das Bundesarbeitsgericht im Fall einer 
Arbeitnehmerin, die den gesetzlichen Mindesturlaub von 20 Tagen für 
ein Kalenderjahr von ihrem Arbeitgeber verlangte, in dem sie wegen 
unbezahlten Sonderurlaubs keine Arbeitsleistung erbracht hatte. 

Mit dieser Entscheidung änderte das Bundesarbeitsgericht seine bishe-
rige Rechtsprechung, nach der es für die Entstehung des 
Urlaubsanspruchs nicht auf die geleistete Arbeit, sondern nur auf das 
Bestehen des Arbeitsverhältnisses ankam. 

 

Kosten einer ausgerichteten Geburtstagsfeier als Ein-
nahme 

Lädt ein Arbeitgeber anlässlich des Geburtstags eines Arbeitnehmers 
Geschäftsfreunde, Repräsentanten des öffentlichen Lebens, Vertreter 
von Verbänden und Berufsorganisationen sowie Mitarbeiter der Firma 
zu einem Empfang ein, ist zu prüfen, ob es sich um ein Fest des Arbeit-
gebers oder um ein privates Fest des Arbeitnehmers handelt. Bei einem 
Fest des Arbeitgebers liegt eine betriebliche Veranstaltung vor. Die vom 
Arbeitgeber übernommenen Kosten bleiben beim Arbeitnehmer steuer-
frei. Bei einem privaten Fest des Arbeitnehmers stellen alle vom 
Arbeitgeber getragenen Kosten einen lohnsteuerpflichtigen geldwerten 
Vorteil für den Arbeitnehmer dar. 

 

 

 

Ein bei einer Pfarrei angestellter Pfarrer war Vorsitzender des Kuratori-
ums einer Krankenhaus-Stiftung. Anlässlich seines besonderen 
Geburtstags lud das Kuratorium ohne Einbindung des Vorsitzenden 
261 Gäste in die Räumlichkeiten des Krankenhauses ein. Davon waren 
25 Gäste (also ca. 10 %) dem privaten Umfeld des Jubilars zuzuordnen. 

Das Finanzamt sah in der Durchführung der Feier eine objektive Berei-
cherung des Pfarrers, da ihm eigene Aufwendungen erspart geblieben 
seien. Es erhöhte die erklärten Einkünfte aus selbständiger Arbeit 
(Kuratoriumsvorsitz) um die gesamten bei der Feier angefallenen Kos-
ten. 

Dieser Auffassung folgte das Finanzgericht Münster nicht. Es entschied, 
dass nur 10 % der Aufwendungen zu versteuern sind. 

Identität von Rechnungsaussteller und leistendem Unter-
nehmer als Voraussetzung für den Vorsteuerabzug 

Ein Unternehmer verkaufte umsatzsteuerpflichtig Computer und Soft-
ware. Er machte Vorsteuer aus dem Erwerb von Elektronikartikeln von 
den Zulieferfirmen T und F geltend. Die Waren wurden ihm von der 
A-AG angeboten, von der er die Waren entweder abholte oder sie von 
der A-AG direkt an seine Abnehmer verschicken ließ. 

Das Finanzamt war der Ansicht, dass T und F als sog. missing trader 
(Nichtunternehmer) und der Unternehmer als sog. buffer (Zwischen-
händler) in eine Umsatzsteuerbetrugskette eingebunden waren und 
versagte dem Unternehmer den Vorsteuerabzug. 

Der Bundesfinanzhof entschied unter Bezugnahme auf die Rechtspre-
chung des Gerichtshofs der Europäischen Union, dass für den 
Vorsteuerabzug u. a. leistender Unternehmer und Rechnungsaussteller 
identisch sein müssen.  

Das war hier nicht der Fall, denn die Lieferungen wurden von der A-AG 
und nicht von T und F ausgeführt.  

Mithin wurden die von T und F abgerechneten Lieferungen nicht 
erbracht und die von der A-AG ausgeführte Lieferung nicht abgerechnet. 

Sachgrundlose Befristung - Rechtsmissbrauch 

In einem vom Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg entschiedenen 
Fall war eine Laborassistentin zunächst bei einem Forschungsverbund 
befristet angestellt. Auf Betreiben des Leiters ihrer Arbeitsgruppe been-
dete sie ihre Beschäftigung dort, die nicht noch einmal hätte befristet 
werden können. Sie schloss mit einem neuen Arbeitgeber, der gemein-
sam mit dem Forschungsverbund ein Labor betrieb (Hochschule), 
wiederum einen sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrag. Ansonsten 
blieben die Arbeitsbedingungen unverändert. Die Laborassistentin 
klagte auf Entfristung ihres neuen Vertrags. Das Gericht gab ihr Recht. 

Für den Arbeitgeberwechsel habe es keinen sachlichen Grund gegeben; 
er habe vielmehr ausschließlich dazu gedient, eine sachgrundlose 
Befristung zu ermöglichen, die sonst nicht möglich gewesen wäre. Dies 
war unzulässig. Es handelte sich um eine rechtsmissbräuchliche Umge-
hung gesetzlicher Bestimmungen. 

Solaranlagen und Co. müssen ins Marktstammdatenregis-
ter eingetragen werden 

Das Marktstammdatenregister ist ein amtliches Register für alle strom-
erzeugenden Anlagen. Das System löst seit Anfang 2019 alle bisherigen 
Meldewege für Anlagen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz oder 
Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz ab. In ihm müssen alle Stromerzeu-
gungsanlagen registriert werden. 

Eintragen muss sich beispielsweise auch, wer mit einer mit dem Netz 
verbundenen Solaranlage privaten Strom erzeugt. Das gilt für alle Pho-
tovoltaikanlagen, Blockheizkraftwerke, Batteriespeicher, 
Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen, Windenergieanlagen und Notstrom-
aggregate. Das gilt auch dann, wenn die Anlage bereits seit vielen 
Jahren läuft. 

Bereits vor dem 31. Januar 2019 in Betrieb befindliche Anlagen müssen 
grundsätzlich bis 31. Januar 2021 eingetragen werden. Für Batterie-
speicher gilt eine kürzere Frist. Die Registrierung muss hier bis zum 
31. Dezember 2019 erfolgen. Jede Neuanlage, die ab Februar 2019 an 
den Start gegangen ist, muss innerhalb eines Monats nach Inbetrieb-
nahme ins Marktstammdatenregister eingetragen werden. 

Hinweis: Jede Strom erzeugende Anlage muss einzeln registriert wer-
den. Für eine Photovoltaikanlage mit Batteriespeicher bedarf es daher 
zweier einzelner Eintragungen. 

(Quelle: Verordnung zur Änderung der Marktstammdatenregisterverord-
nung) 

Steuerermäßigung wegen Unterbringung eines Elternteils 
in einem Pflegeheim 

Aufwendungen für die Unterbringung von Angehörigen in einem Pflege-
heim fallen nicht unter die Vergünstigung für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse oder die Inanspruchnahme haushaltsnaher 
Dienstleistungen. 

Ein Sohn beteiligte sich finanziell an den Kosten für die Heimunterbrin-
gung seiner Mutter. Er hatte diese Kosten, soweit sie auf Pflege und 
Verpflegung entfielen, steuermindernd geltend gemacht. 

Zu Unrecht, entschied der Bundesfinanzhof. Eine Steuerermäßigung 
wird nur für Aufwendungen wegen der eigenen Unterbringung in einem 
Heim oder zur eigenen dauernden Pflege gewährt. Aufwendungen für 
die Unterkunft oder Pflege einer dritten Person fallen nicht unter die 
Begünstigungsregelungen. 

 

 

 

Kosten der Einrichtungsgegenstände bei einer doppelten 
Haushaltsführung voll abziehbar 

Der Abzug von Unterkunftskosten bei doppelter Haushaltsführung im 
Inland ist auf höchstens 1.000 € im Monat begrenzt. Hierzu gehören alle 
Aufwendungen, die der Steuerpflichtige zu tragen hat, um die Unterkunft 
zu nutzen. Die Aufwendungen für Haushaltsartikel und Einrichtungsge-
genstände einschließlich der Abschreibung für Abnutzung sind nicht 
einzurechnen. Sie sind - soweit notwendig - unbegrenzt abzugsfähig. 
Die Nutzung solcher Haushaltsartikel und Einrichtungsgegenstände ist 
nicht mit der Nutzung der Unterkunft als solche gleichzusetzen. 

Die Finanzverwaltung hatte bisher die Auffassung vertreten, dass die 
Aufwendungen für Möblierung und Hausrat den nur beschränkt abzieh-
baren Unterkunftskosten zuzurechnen seien. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Schätzung beruflich veranlasster Aufwendungen einer Fir-
menfeier 

Der Bundesfinanzhof musste sich zum wiederholten Mal mit der 
Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für „Herrenabende“ beschäftigen: 

Eine Rechtsanwaltskanzlei hatte in mehreren Jahren sog. Herren-
abende im Garten des namensgebenden Partners veranstaltet, bei 
denen jeweils über 300 Gäste unterhalten und bewirtet wurden. Dabei 
entstanden Aufwendungen für Musik, Veranstaltungstechnik und Bewir-
tung von rund 64 € pro Teilnehmer. Streitig war die Berücksichtigung als 
steuermindernde Betriebsausgabe. 
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Der Bundesfinanzhof stellte klar: Steht fest, dass ein abgrenzbarer Teil 
der Aufwendungen beruflich veranlasst ist, bereitet seine Quantifizie-
rung aber Schwierigkeiten, ist der Anteil unter Berücksichtigung aller 
maßgeblichen Umstände zu schätzen. Dies gilt auch, wenn im Rahmen 
eines Kanzleifests Mandanten, potenzielle Neu-Mandanten und 
Geschäftsfreunde eingeladen werden und nicht mehr rekonstruierbar 
ist, wer tatsächlich erschienen ist. Ferner gilt dies auch, wenn aufgrund 
der zahlreichen persönlichen und geschäftlichen Beziehungen zu den 
eingeladenen Gästen nicht abschließend beurteilt werden kann, bei wel-
chem Gast von einer überwiegend beruflich veranlassten Einladung 
auszugehen ist. 

 

 

 

Überprüfung der Obergrenze des Weihnachts- und 
Urlaubsgelds 

Ein Arbeitgeber hatte arbeitsvertraglich versprochen, die Bemessungs-
obergrenze für die Berechnung zusätzlichen erfolgsbezogenen Urlaubs- 
und Weihnachtsgelds alle zwei Jahre zu überprüfen. Der Arbeitgeber 
überprüfte zwar die Obergrenze, entschied aber mehrfach, sie unverän-
dert zu lassen. 

Ein Arbeitnehmer machte geltend, aus der Überprüfungsklausel ergebe 
sich für ihn ein Anspruch darauf, dass der Arbeitgeber die Grenze alle 
zwei Jahre nach billigem Ermessen erhöhe. 

Diese Rechtsauffassung erklärte das Bundesarbeitsgericht für unzutref-
fend. Für eine Anpassungspflicht müssen vielmehr dahin gehende 
Vereinbarungen bestehen, was bei einer bloßen Überprüfungspflicht 
gerade nicht der Fall ist. Eine Überprüfungspflicht ohne Anpassungs-
pflicht ist auch nicht sinnlos. Sie stellt sicher, dass die Überprüfung nicht 
vergessen wird und die Arbeitnehmer sie einfordern können. Außerdem 
bewirkt sie einen gewissen Legitimations- und Begründungsdruck für 
den Arbeitgeber. 

Unterhaltsrente für ein im eigenen Haushalt lebendes Kind 

Getrennt lebende Eltern streiten sich häufig darüber, wem von beiden 
das Kindergeld zusteht. Lebt das Kind bei einem Elternteil, ist die Haus-
haltsaufnahme des Kinds der Anknüpfungspunkt. Lebt das Kind im 
eigenen Haushalt, ist entscheidend, wer die höhere Unterhaltsrente 
zahlt. 

Im Urteilsfall lebte der Sohn am Studienort in einer eigenen Wohnung. 
Der Vater zahlte dem Sohn monatlich 590 €.  

Die Mutter zahlte monatlich 490 €. Darüber hinaus zahlte sie den 
Semesterbeitrag, die Bahncard, Heimfahrt-Tickets, Zahnarztkosten 
sowie besondere Ausbildungskosten, zusammen 1.502 €. Die 
Familienkasse versagte der Mutter das Kindergeld, weil der Sohn nicht 
in ihrem Haushalt lebte und der Vater den überwiegenden Barunterhalt 
leistete. Zu Recht, meinte der Bundesfinanzhof. 

Kindergeld wird nur an einen Kindergeldberechtigten gezahlt. Gewähren 
beide Elternteile eine Unterhaltsrente, erhält das Kindergeld derjenige, 
der die höchste Unterhaltsrente zahlt. Der Begriff der Unterhaltsrente 
orientiert sich am Begriff der Geldrente. So ist der Unterhalt monatlich 
im Voraus zu zahlen. Gewährte Sachleistungen wirken sich nicht aus. 
Da der Vater in allen Monaten regelmäßig 100 € mehr gezahlt hat als 
die Mutter, ist er vorrangig berechtigt. 

Stipendiumsleistungen mindern nur teilweise die abzieh-
baren Ausbildungskosten 

Aufwendungen für die erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststu-
dium sind, sofern kein Ausbildungsdienstverhältnis vorliegt, bis zu 
6.000 € je Kalenderjahr als Ausbildungskosten (Sonderausgaben) 
abzugsfähig. 

Dagegen sind Aufwendungen für Aufbau- und Zweitstudiengänge in vol-
ler Höhe als Werbungskosten zu berücksichtigen. Wirken sich die 
Aufwendungen im Jahr der Verausgabung, z. B. wegen fehlender Ein-
nahmen, nicht aus, sind sie vortragsfähig. Die steuermindernde 
Auswirkung ergibt sich dann in den Folgejahren. 

Das Finanzgericht Köln hatte darüber zu entscheiden, ob und wie Sti-
pendiumszahlungen zu berücksichtigen sind. Im Urteilsfall erhielt ein 
Student für seine Zweitausbildung ein Aufstiegsstipendium in Höhe von 
750 € monatlich. Das Finanzamt zog diese bezogenen Leistungen in 
voller Höhe von den vom Studenten erklärten vorweggenommen Wer-
bungskosten (Studienkosten) ab. 

Das Gericht kürzte nur die für die Bildungsaufwendungen erhaltenen 
anteiligen Leistungen. Gelder aus dem Stipendium, die dazu bestimmt 
sind, den allgemeinen Lebensunterhalt des Stipendiaten zu bestreiten, 
mindern demnach nicht die Werbungskosten für die Zweitausbildung. 

Die nicht auf die Werbungskosten anzurechnenden Beträge (im ent-
schiedenen Fall 70 % der monatlichen 750 €) ermittelte das Gericht 
anhand der allgemeinen Lebenshaltungskosten eines Studenten. 

 

Wir wünschen Ihnen alles Gute, mit den besten Grüßen 

 

 

J. Hollstein R. Haever F. Güntzler J.-K. Vietor 

T. Kumpe M. Engel L. Becker 
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